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Abschaffung der LSE-Feststellungsdiagnostik und Vorschlag zu einer systemi-
schen Verteilung dieser Ressourcen - Inklusion verbessern! 

 

Eine Arbeitsgruppe von Vertreter*innen zivilgesellschaftlicher Organisationen aus der Schul-
praxis(1) und den Wissenschaftlern Rauer und Schuck der Universität Hamburg fordert die Ab-
schaffung des Verfahrens „DirK“ und die Wiedereinführung einer systemischen Ressourcen-
vergabe für die Stadtteilschulen. Die Arbeitsgruppe greift damit einen Antrag der Lehrerkam-
mer vom 16. April 2015 auf, der sich damals auf die Abschaffung des Vorläufermodells von 
„DirK“, des sogenannten zweistufigen LSE-Diagnoseverfahrens, bezog. Aufgegriffen werden 
die Ergebnisse der Studie zum Anstieg der LSE-Diagnosen(2) und die von der Bürgerschaft be-
auftragte Evaluation der Einführung der inklusiven Bildung an Hamburgs Schulen. (3)  

(Nachweise am Ende des Textes) 

 

A:   Begründungszusammenhänge: 

1.  Mit der im Schuljahr 2018/2019 eingeführten Diagnostik in regionaler Kooperation (DirK) 
und der vorgängigen Einführung der zweistufigen Diagnose in der Grundschule  wurde 
die systemische Ressourcenvergabe im Übergang von der Grundschule zur Sekundarstufe 
für Schüler*innen der Förderschwerpunkte Lernen, Sprache und emotional-soziale Ent-
wicklung abgeschafft, obwohl die systemische Ressourcenvergabe von Schuck, Rauer und 
Prinz (2014 und 2018 (2,3)) und mittlerweile über Hamburg hinaus als tragende Säule einer 
inklusiven Schulentwicklung herausgestellt wurde und wird.  

2.  Schon nach der Einführung des zweistufigen LSE-Diagnoseverfahrens entwickelte sich in 
den Grundschulen eine breite Kritik an dem hohen Ressourceneinsatz, an der mangelhaf-
ten Effektivität und an der Entmündigung der Schulen unter der Kontrolle der Regionalen 
Bildungs- und Beratungszentren.  

3.  Mit DirK und dem damit verbundenen, auf einer individuellen Diagnostik beruhenden 
Ressourcenverteilungskonzept setzt sich der Rückfall in klassisches, sonderpädagogisches 
und kategoriales Denken mit fraglicher Passung mit den Leitideen eines inklusiven Schul-
systems nahtlos fort. 

4.  Die von der Bürgerschaft in Auftrag gegebene Evaluationsstudie zur Einführung inklusiver 
Bildung an Hamburgs Schulen (EiBiSch) hat nunmehr offenbart, dass der Erfolg der Um-
setzung der Behindertenrechtskonvention in Hamburg allenfalls als mäßig bezeichnet 
werden kann. 

• So werden mit hohem Aufwand während der Grundschulzeit insgesamt 42,5 % der 
Schüler*innen entweder als sonderpädagogisch förderbedürftig etikettiert oder einer 
additiven Sprachförderung zugeführt. In den Klassenstufen 5 und 6 der Stadtteil-
schule sind es 45,0 % der Schüler*innen. 

•  Trotz dieses Aufwandes erreichen 22,7 % der Grundschulkinder am Ende von Klas-
senstufe 4 nicht die Mindeststandards entweder im Leseverstehen und/oder in Ma-
thematik. Am Ende der Klassenstufe 6 der Stadtteilschule sind es 44,7 % der Schü-
ler*innen. Unter diesen Schülern, die Mindeststandards nicht erreichen, befinden 
sich in der Grundschule nur 29 % und in der Stadtteilschule nur 18,2 % als sonderpä-
dagogisch etikettierte Schüler*innen. Dieses Ergebnis ist keineswegs neu und bestä-
tigt nur zurückliegende und aktuelle PISA-Studien. 
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• In der EiBiSch-Längsschnittstudie wurde zudem deutlich, dass die immer noch ver-
wendeten klassischen diagnostischen Kategorien diagnostisch und prognostisch un-
brauchbar sind und Teil des Entstehungszusammenhangs des bescheidenen Schuler-
folgs der jeweiligen Gesamtjahrgänge sein können. 

5.  In einer Analyse der aktuellsten KMK-Daten haben Schuck und Rauer (2019) (4) auf der 
Datengrundlage von Klemm (2018) (5) festgestellt, dass 8 Jahre nach Unterzeichnung der 
Behindertenrechtskonvention die Abnahme der Schüler*innen in Sondersystemen na-
hezu ausschließlich auf eine Abwanderung von Schüler*innen mit LSE-Förderbedarfen 
von den Sondersystemen in die allgemeinen Schulen zurück geht. LSE-Förderbedarfe gel-
ten zudem in Ländern außerhalb der Bundesrepublik in der Regel nicht als Behinderungen 
und zählen dort nicht zu der Zielgruppe der Behindertenrechtskonvention. 

6.  Demgegenüber ist die Segregationsquote von Schüler*innen mit speziellen Behinderun-
gen, die die eigentliche Zielperspektive der Behindertenrechtskonvention darstellt, ange-
stiegen. Es erfolgte in den Vergleichsjahrgängen vor und 8 Jahre nach der Verabschiedung 
der Behindertenrechtskonvention (2008/2009 versus 2016/2017) ein Anstieg um 0,26 %, 
von 1,40 % auf 1,66 % aller Schüler*innen Hamburgs in der Vollzeitschulpflicht. In spezi-
ellen Sonderschulen wurden damit in den Klassenstufen 1-10 im Jahrgang 2016/2017 477 
Schüler*innen mehr in Sondereinrichtungen unterrichtet, als im Jahrgang 2008/2009. Da 
sich die Schülerzahl insgesamt erhöht hat, ist das ein populationsbereinigter, theoreti-
scher Anstieg von n=393 der segregiert unterrichteten Schüler*innen. Hamburg hat sich 
damit, wie auch andere Bundesländer in unterschiedlichem Ausmaß und die Bundesre-
publik insgesamt, von den Zielen der Behindertenrechtskonvention entfernt. 

7.  Das zentrale Problem der Entwicklung der inklusiven Schule ist das „nicht durchgängig 
vorhandene Vermögen der Schulen, unter der gegebenen und erwünschten Heterogeni-
tät der Schüler*innen für alle erfolgreiche Bildungsbiographien zu entwickeln. Dazu be-
darf es noch deutlich konsequenterer Veränderungen auf unterschiedlichen Ebenen der 
Schulentwicklung, als sie bisher umgesetzt wurden. Hamburg ist in der Grundschule 
durchaus auf einem guten Weg. Das Zweisäulenmodell in der Sekundarstufe, das Nach-
ahmung in anderen Bundesländern findet, verstärkt die soziale Spaltung der Gesellschaft 
und führt im Schultyp jenseits des Gymnasiums zu einem nahezu nicht zu bewältigenden 
hohen Anteil individueller Problemlagen. Damit wird die Entwicklung einer inklusiven 
Schule für alle Schüler*innen im Sekundarbereich deutlich erschwert“ (Schuck & Rauer 
2019, S. 492). 

8.  Die Erhöhung der Erfolgsbilanz der Einführung der inklusiven Bildung kann demnach nur 
gelingen, wenn prinzipiell neue Wege in der Gestaltung pädagogischer und diagnosti-
scher Prozesse begangen werden. Als zentrale Elemente des Wandels werden dabei die 
Überwindung herkömmlicher Unterrichtskonzepte und klassischer diagnostischer Kate-
gorien, die zukünftige Ressourcenvergabe und die Evaluation des Erfolgs des Ressourcen-
einsatzes unter der selbstverantworteten Beteiligung der Schulen gesehen. 

9.  So wurde mit EiBiSch empirisch fundiert festgestellt, dass Schulen und Klassen als Sys-
teme mit ihren Arbeits- und Kooperationsformen die Qualitäten erzeugen, die möglichst 
vielen Schüler*innen kurzfristig nächste Lernschritte, mittelfristig das Erreichen der Min-
deststandards und langfristig erfolgreiche Bildungskarrieren und Bildungsabschlüsse er-
möglichen. Es gilt deshalb, Schulen und Klassen als Systemeinheiten zu unterstützen, ih-
rem Bildungsauftrag für alle Kinder nach zu kommen. Dazu ist es erforderlich, den Schulen 
unter Berücksichtigung systemischer Kategorien die Ressourcen zur Verfügung zu stellen, 
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die sie je nach zu erwartenden pädagogischen Anforderungen für eine erfolgreiche Arbeit 
benötigen. 

10. Das Konzept der am Sozialindex orientierten, systemischen Ressourcenvergabe hat sich 
in der Grundschule und auch in den Stadtteilschulen vor Einführung der Individualdiag-
nostik prinzipiell bewährt. Dennoch wurden Nachsteuerungsnotwendigkeiten erkannt, 
die zu einer Überarbeitung des Konzepts für die Grundschule und zu einer vollständigen 
Wiedereinführung in der Stadtteilschule führen müssen. Die von der BSB gewählte Stra-
tegie des Rückfalls in klassische individualdiagnostische Verfahren konterkariert die Ziel-
perspektiven der inklusiven Bildung und gefährdet den Prozess der Entwicklung eines in-
klusiven Schulsystems  

 

B:  Eine dreistufige Strategie der Herbeiführung des Wandels 

Die Arbeitsgruppe schlägt deshalb vor, mit unterschiedlichen Strategieelementen kurz-, mit-
tel- und langfristig zu einer Neujustierung pädagogischer Prozesse in den Schulen zu kommen. 

I:   Kurzfristig ist unter den vorgetragenen Begründungszusammenhängen DirK im Über-
gang von der Grundschule zur Sekundarstufe durch eine im Kern am Sozialindex orien-
tierte Ressourcenvergabe für die Stadtteilschulen zu ersetzen. Es ist ein zweikategoriales 
Modell für die Vergabe besonderer Ressourcen für die Förderung in den Stadtteilschulen 
zu entwickeln. Dabei sind die Vereinbarungen der Volksinitiative Gute Inklusion mit der 
Bürgerschaft bezüglich des Umfangs der Gesamtressource einzuhalten. 

•  Die systemische Zuweisung ist als verlässliche Grundversorgung den Schulen nach 
deren Sozialindex zuzuweisen. Mit zusätzlichen Anteilen ist dabei der Prozentsatz der-
jenigen Schüler*innen zu berücksichtigen, die in der jeweiligen Schule in den vorgän-
gigen Klassenstufen fünf und sechs die Mindeststandards nicht erreicht haben sowie 
der Migrationshintergrund der Schülerschaft der jeweiligen Schule in den vorgängi-
gen Klassenstufen fünf und sechs aus DiViS.  

•  Die variable Zuweisung orientiert sich am Anteil der Schüler*innen, die bereits in der 
Grundschule eine besondere Förderung nach einem Förderplan erhielten und die in 
der Stadtteilschule weitergeführt werden muss. Grundlage der Zuweisung dieses Res-
sourcenanteils sind die von den Grundschulen entwickelten und selbst evaluierten 
Förderpläne. Dabei ist die klassische Kategorie der LSE-Förderbedarfe auf zu lösen 
und es sind in die Förderpläne folgende Kompetenz- und Entwicklungsbereiche auf zu 
nehmen:  

• Die sprachliche Entwicklung und die schriftsprachlichen Kompetenzen,  

• die mathematisch-naturwissenschaftlichen Kompetenzen,  

• die überfachlichen Kompetenzen und  

• die sozial-emotionale Entwicklung 
 

II:   Mittelfristig ist dabei (a.) ein Konzept zu entwickeln, unter dem die bisher den Schulen 
aus unterschiedlichen Töpfen zur Verfügung gestellten Ressourcen gebündelt und den 
Schulen als Gesamtpaket zur Verwendung in eigener Verantwortung bereitgestellt wer-
den. Ebenfalls mittelfristig ist (b.) an der Weiterentwicklung des Sozialindexes zu arbei-
ten. Es gilt, das globale Maß der Sozialindexstufen weiter zu differenzieren bzw. die ein-
zelnen Stufen feingliedriger auf einem Kontinuum aufzulösen, sowie den Index kurzfris-
tiger zu adjustieren. (c.) Bei den Weiterentwicklungen des Sozialindexes ist weiter zu klä-
ren, welche systemischen Variablen mit besonderer Relevanz für die Definition 
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besonderer pädagogischer Herausforderungen neben dem Sozialindex mit einem beson-
deren Gewicht zu berücksichtigen sind(6). (d) Es ist sicher zu stellen, dass unter weitge-
hender Berücksichtigung des Prinzips der wohnortnahen Beschulung eine Verteilung der 
zu fördernden Schüler*innen zwischen den Schulen nach Quoten nicht mehr notwendig 
ist und auch nicht mehr statt findet. 

III:  Langfristig ist (a.) ein Fördermonitoring an den Schulen zu entwickeln, mit dem die Ver-
wendung der Ressourcen und der Fördererfolg zu dokumentieren sind. Kontinuierlich ist 
(b.) in den Schulen an der Weiterentwicklung eines adaptiven Unterrichts für alle Schü-
ler*innen sowie am aktuellen Widerspruch zwischen Standardisierung und Individuali-
sierung zu arbeiten. Dazu gehört (c.) die verlässliche Einbindung einer lernprozessbeglei-
tenden und lernprozessevaluierenden Diagnostik in das Unterrichtsgeschehen. 

 

C:  Gründung einer Projektgruppe 

Es wird vorgeschlagen, zur Gestaltung und Begleitung dieser Entwicklungsarbeit eine Projekt-
gruppe aus Vertreter*innen der BSB, des IfBQ, der Verbände und der Universität zu gründen, 
deren Aufgabe es sein soll, die vorgeschlagenen Strategieelemente konsensfähig zu entwi-
ckeln. 

________________________________ 
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(6)  In einer Zusatzauswertung der EiBiSch Daten haben Schuck und Rauer festgestellt, dass die 
individuellen Variablen „Familiensprache“ und „Migrationshintergrund“ (jeweils aus DiViS) 
sowie weitere individuelle Merkmale wie Alter und Geschlecht und Merkmale der Ge-
schichte der Förderung die zu erwartenden pädagogischen Problemlagen in den Stadtteil-
schulen gut beschreiben. Dieses Ergebnis ist auf dem Hintergrund der beim IfBQ vorliegen-
den Daten für einzelne Schülerjahrgänge für die Grundgesamtheit zu überprüfen. Danach 
wäre zu klären, welche dieser Informationsquellen neben dem Sozialindex ein zusätzliches 
Gewicht erhalten können. 


